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Die nachfolgenden Aufnahme- und Mitgliedschaftsrichtlinien (AMR) regeln die Vor-
aussetzungen der Aufnahme in den Deutschen Golf Verband (DGV oder Verband) und 
der Mitgliedschaft im Verband sowie die Voraussetzungen der Ausgabe des DGV-
Ausweises, die Zugehörigkeit zu einem Landesgolfverband (LGV) sowie die Teilnah-
me am DGV-Intranet einschließlich des Datenschutzes:

I. Allgemeines

1.
Begriffe

Die nachfolgenden Begriffe haben für das Verständnis der Satzung und dieser AMR 
folgende Bedeutung:

(1)	 Ordentliches Mitglied mit Spielbetrieb: Ordentliche Mitglieder mit Spielbe-
trieb sind solche, denen sämtliche Mitgliedschaftsrechte zustehen.

(2)	 Ordentliches Mitglied ohne Spielbetrieb: Ordentliche Mitglieder ohne 
Spielbetrieb sind solche, denen die Mitgliedschaftsrechte mit Ausnahme 
der Rechte aus dem DGV-Vorgabensystem, des Rechts der Ausgabe von 
DGV-Ausweisen sowie mit Ausnahme des Rechts zur Teilnahme an Deut-
schen Meisterschaften und an den Förderprogrammen des Verbandes  
zustehen.

(3)	 Außerordentliches Mitglied: Außerordentliche Mitglieder sind natürliche 
oder juristische Personen und Personengesellschaften, die den Golfsport för-
dern. Hierzu gehören auch solche, die vom Verband anerkannte, übergeord-
nete und überregionale Interessen im Golfsport unter Wahrung der Interessen 
des Verbandes vertreten (sog. assoziierte Mitglieder). Die Rechte der außeror-
dentlichen Mitglieder beschränken sich auf das Anwesenheits- und Rederecht 
beim Verbandstag.

(4)	 Regionales Mitglied: Regionale Mitglieder sind die Landesgolfverbände (LGV).

(5)	 Golfplatz: Unter einem Golfplatz ist eine golfsportlich genutzte Fläche, auf der 
das Golfspielen zugelassen ist und ausgeübt wird (einschließlich Übungsein-
richtungen) zu verstehen, die einen dauerhaften Spielbetrieb ermöglicht.
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(6)	 Betreiber: Betreiber ist, wer einen Golfplatz zur Durchführung eines eigenen 
Spielbetriebs vorhält.

(7)	 Träger: Träger ist, wer einen Golfplatz zur Durchführung eines Spielbetriebs 
durch einen Dritten vorhält.

(8)	 Golfspieler: Der Begriff des Golfspielers schließt sowohl Mitglieder eines dem 
DGV angehörigen Golfvereins als auch Personen ein, die ein Spielrecht auf 
dem (Heimat-) Golfplatz aus einem Vertrag mit einem in einer anderen Rechts-
form organisierten DGV-Mitglied oder dem Verein ableiten.

(9)	 Spielbetrieb: Wird auf den Spielbetrieb auf einem Golfplatz abgestellt, ist ein 
Spielbetrieb auf Grundlage des DGV-Vorgabensystems gemeint, der während 
der Spielsaison neben den Verbandswettspielen mindestens vier eigene Wett-
spiele des DGV-Mitglieds pro Kalendermonat, davon zwei an Samstagen oder 
Sonn- und Feiertagen, umfasst. 

 
(10)	 Golfverein: Golfverein ist jeder in ein deutsches Vereinsregister eingetra-

gene Verein, dessen Zweck die Pflege und/oder Förderung des Golfsports 
ist und der einen Spielbetrieb unterhält. Golfvereine sollten zur Wahrung 
eigener Interessen und der des DGV gemeinnützig sein. Die Golfsparte  
eines Mehrspartenvereins ist dem Golfverein gleichgestellt.

(11)	 Mitgliedschaftsbewerber: Mitgliedschaftsbewerber ist, unabhängig von der 
Rechtsform, jeder, der einen Antrag auf Aufnahme in den DGV gestellt hat.

(12)	 Sitz: Wird auf den Sitz einer Rechtsperson abgestellt, ist der statutarische Sitz 
gemeint.

(13)	 DGV-Logo: Das DGV-Logo ist die beim Deutschen Patent- und Markenamt un-
ter der Registernummer 30604361 eingetragene Marke des DGV.

(14)	 DGV-Intranet: Das DGV-Intranet vernetzt die lokalen Clubverwaltungssys-
teme von DGV-Mitgliedern zu einem elektronischen Informationssystem im 
Golfsport.

(15)	 DGV-Ausweis: Der DGV-Ausweis belegt die Zugehörigkeit eines Golfspielers 
zu einem ordentlichen Mitglied mit Spielbetrieb. Er wird dem DGV-Mitglied vom 
DGV zur Verfügung gestellt.

(16)	 Heimatclub: Heimatclub ist das die Vorgabe des Spielers im Sinne des DGV-
Vorgabensystems führende DGV-Mitglied.
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2.
Mitgliedschaftsformen/Allgemeine Voraussetzungen

(1)	 Der Verband hat ordentliche Mitglieder mit und ohne Spielbetrieb, außeror-
dentliche Mitglieder, darunter assoziierte Mitglieder sowie regionale Mitglie-
der (Landesgolfverbände). Eine Mitgliedschaft im DGV ist möglich, soweit die 
Voraussetzungen der Mitgliedschaftsform (Ziff. 3 bis Ziff. 6) im Zeitpunkt der 
Aufnahme und während der Dauer der Mitgliedschaft vorliegen und darü-
ber hinaus im Zeitpunkt der Aufnahme keine konkrete Gefahr von Verstößen 
gegen Satzung, Verbandsordnungen, die Zwecke des DGV oder gegen aner-
kannte Interessen des Golfsports besteht.

(2)	 Für Mehrspartenvereine gelten die Regelungen der Ziff. 3 und 4 nicht für den 
Verein in seiner Gesamtheit, sondern für die Golfsparte.

(3)	 Über die Aufnahme als Mitglied in den DGV und den Wechsel in eine andere 
Mitgliedschaftskategorie entscheidet der Vorstand auf schriftlichen Antrag. 

(4)	 Zur Antragstellung wird Interessenten ein Formblatt übergeben, aus dem 
die erforderlichen Angaben ersichtlich sind und das die notwendigen Ver-
pflichtungserklärungen enthält; es ist ausgefüllt und rechtsverbindlich unter-
zeichnet gleichzeitig dem DGV und dem zuständigen LGV einzureichen. Die 
Abgabe unrichtiger oder unvollständiger Erklärungen, die Nichteinhaltung 
von Erklärungen oder der spätere Wegfall von Voraussetzungen für die Auf-
nahme gilt als Verstoß gegen die Satzung oder Verbandsordnung und kann 
Sanktionen nach § 27 der Satzung nach sich ziehen.

(5)	 Der Verband kann zum Nachweis der Mitgliedschaftsvoraussetzung die Vor-
lage weiterer Unterlagen, z. B. den Gesellschaftsvertrag, verlangen.

(6)	 In begründeten Einzelfällen kann der DGV von den in nachfolgenden Ziffern 
festgelegten Mitgliedschaftsvoraussetzungen abweichen. Die Entscheidung 
erfolgt durch Beschluss des Vorstands, der zur Wirksamkeit der Zustimmung 
des zuständigen LGV bedarf.

(7)	 Der Vorstand des DGV kann nach sachgemäßem Ermessen im Einzelfall an 
Stelle einer kurzfristigen Aufnahme eines Mitgliedschaftsbewerbers die Auf-
nahme mit Wirkung zum 1. Januar des Folgejahres aussprechen. Im Rahmen 
der Ermessensausübung berücksichtigt der Vorstand insbesondere die Zu-
mutbarkeit für den Mitgliedschaftsbewerber einerseits, sowie die Gefähr-
dung der berechtigten Interessen des DGV bzw. betroffenen Landesgolfver-
bandes (LGV), der Interessen betroffener Golfspieler und eines betroffenen 
Mitgliedschaftsbewerbers/DGV-Mitglieds andererseits.
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II. Erwerb und Beendigung der Mitgliedschaft

3.
Ordentliche Mitglieder mit Spielbetrieb

Ordentliches Mitglied mit Spielbetrieb kann jeder in Deutschland eingetragene Golf-
verein sowie als Betreiberin jede sonstige juristische oder natürliche Person und Per-
sonengesellschaft mit Wohnsitz/gewerblicher Niederlassung in Deutschland sein, 
wenn nachfolgende Voraussetzungen vorliegen:

-	 Betrieb eines Golfplatzes/Nutzungsrecht (siehe Abs. 1)

-	 Vorlage Registerauszug/Gewerbeanmeldung (siehe Abs. 2)

-	 Bespielbarkeit des Golfplatzes (siehe Abs. 3)

-	 Antrag auf Aufnahme in den LGV (siehe Abs. 4)

-	 Abgabe der Verpflichtungserklärung (siehe Abs. 5)

(1)	 Betrieb eines Golfplatzes/Nutzungsrecht: Die ordentliche Mitgliedschaft mit 
Spielbetrieb setzt den Nachweis voraus, Betreiber eines Golfplatzes zu sein. 
Dies erfordert, dass der Betreiber an den Grundstücken, auf denen sich der 
Golfplatz befindet, dinglich oder schuldrechtlich (z. B. als Eigentümer, Erbbau-
rechtsinhaber oder Pächter) berechtigt ist. Im Falle einer zeitlichen Befristung 
muss das Recht im Zeitpunkt der Aufnahme mindestens für zehn Jahre, nach 
Ablauf dieses Zeitraumes für regelmäßig mindestens zwölf Monate vereinbart 
sein. Beantragt ein Betreiber die Mitgliedschaft und wird bzw. wurde auf dem 
Golfplatz bereits von einem DGV-Mitglied ein Spielbetrieb organisiert, ist eine 
regelmäßige Laufzeit von zwölf Monaten ausreichend. 

	 Golfvereinen ist die ordentliche Mitgliedschaft mit Spielbetrieb auch möglich, 
wenn ein vertraglich geregeltes Nutzungsrecht an einem Golfplatz besteht. 
Das Nutzungsrecht muss im Zeitpunkt der Aufnahme mindestens für zehn 
Jahre, nach Ablauf dieses Zeitraumes für regelmäßig mindestens zwölf Mo-
nate vereinbart sein. Wird im Zeitpunkt der Aufnahme in den DGV der Bau 
eines Golfplatzes betrieben und liegt eine bestandskräftige Baugenehmigung 
vor, ist eine kürzere Laufzeit zulässig. Nach dem Vertrag und den tatsäch-
lichen Verhältnissen muss dem Mitgliedschaftsbewerber/DGV-Mitglied ein 
Spielbetrieb möglich sein. Liegt zwischen dem Sitz des Mitgliedschaftsbe-
werbers/DGV-Mitglieds und dem Golfplatz eine größere Entfernung, so ist zu 
prüfen, ob eine tatsächliche Nutzung möglich und zumutbar ist. Beträgt die 
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Entfernung (kürzeste Straßenverbindung zwischen dem Sitz des Mitglied-
schaftsbewerbers/DGV-Mitglieds und Golfplatz) mehr als 50 km, so ist dies 
nicht der Fall. 

	 Liegt der genutzte Golfplatz nicht auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland, so muss der Vertragspartner des Mitglieds einer der Europä-
ischen Golf Association (EGA) angehörenden Organisation angeschlossen 
und der Golfplatz im angrenzenden Ausland gelegen sein.

(2)	 Vorlage Registerauszug/Gewerbeanmeldung: Der Gegenstand der Tätigkeit 
des ordentlichen Mitglieds mit Spielbetrieb ist dem Verband durch Vorlage 
eines Auszuges aus dem für die Rechtsform des Mitgliedschaftsbewerbers 
vorgesehenen öffentlichen Register, der im Zeitpunkt des Aufnahmeantrages 
nicht älter als drei Monate sein darf, nachzuweisen. Erfolgt eine Eintragung in 
ein Register auf Grund der Rechtsform nicht, ist dem Verband eine deutsche 
Gewerbeanmeldung vorzulegen. 

(3)	 Bespielbarkeit des Golfplatzes: Die ordentliche Mitgliedschaft mit Spielbe-
trieb setzt die Bespielbarkeit des Golfplatzes im Zeitpunkt der Antragstellung 
oder alsbald danach voraus. Eine alsbaldige Bespielbarkeit ist regelmäßig 
nur gegeben, wenn mindestens sechs Löcher des im Bau befindlichen Golf-
platzes, der dem DGV-Vorgabensystem entspricht, bespielt werden. Für Mit-
gliedschaftsbewerber, die nicht in der Rechtsform des eingetragenen Vereins 
organisiert sind, gilt, dass eine Aufnahme bereits dann erfolgen kann, wenn die 
Rechte am Golfgelände gesichert sind (z. B. Pachtvertrag) und eine bestands-
kräftige Baugenehmigung sowie ein vertraglich geregeltes Nutzungsrecht an 
einem anderen Golfplatz bis zum Zeitpunkt der Fertigstellung des im Bau be-
findlichen Golfplatzes vorliegen. Ist der eigene Golfplatz nach Ablauf von zwei 
Jahren nach Aufnahme in den DGV nicht bespielbar, endet die Mitgliedschaft. 
Der Mitgliedschaftsbewerber erkennt diese Rechtsfolge im Rahmen des Auf-
nahmeverfahrens durch Vereinbarung mit dem DGV an. 

(4)	 Antrag auf Aufnahme in den LGV: Die ordentliche Mitgliedschaft mit Spiel-
betrieb setzt den Nachweis voraus, dass die Aufnahme in den LGV, in dessen 
Gebiet im Sinne der Ländergrenzen der Bundesrepublik Deutschland der Golf-
platz gelegen ist (Regionalprinzip), beantragt ist. Abweichungen vom Regio-
nalprinzip sind in begründeten Einzelfällen möglich und setzen eine vorheri-
ge, schriftliche Vereinbarung zwischen den betroffenen LGV sowie bei einem 
Wechsel aus einem LGV in einen anderen LGV zusätzlich die Zustimmung des 
Länderrates voraus. Liegt der Golfplatz nicht auf dem Gebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland, ergibt sich die regionale Zuständigkeit aus dem Sitz des Mit-
gliedschaftsbewerbers/DGV-Mitglieds.
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(5)	 Verpflichtungserklärung: Gegenüber dem Verband ist schriftlich zu erklären, 
dass die unter Ziff. 9. bis einschließlich 13. genannten Mitgliedschaftspflichten 
eingehalten werden.

4.
Ordentliche Mitglieder ohne Spielbetrieb

(1)	 Ordentliches Mitglied ohne Spielbetrieb kann nur sein, wer Träger eines Golf-
platzes ist und gegenüber dem DGV durch schriftliche Erklärung insgesamt 
auf die Rechte aus dem DGV-Vorgabensystem, das Recht zur Ausgabe von 
DGV-Ausweisen sowie die Rechte zur Teilnahme an Deutschen Meister-
schaften und an den Förderprogrammen des Verbandes verzichtet hat.

(2)	 Die ordentliche Mitgliedschaft ohne Spielbetrieb setzt die Bespielbarkeit 
bzw. die alsbaldige Bespielbarkeit des Golfplatzes im Sinne von Ziff. 3. Abs. 3 
voraus. Eine Aufnahme kann bereits dann erfolgen, wenn der Baubeginn des 
Golfplatzes nachgewiesen wurde. Stellt der DGV gegenüber dem Mitglied 
fest, dass der Bau des Golfplatzes bei sachgerechter Einschätzung des DGV 
endgültig nicht zu Ende geführt wird, endet die Mitgliedschaft. Der Mitglied-
schaftsbewerber erkennt diese Rechtsfolge im Rahmen des Aufnahmever-
fahrens durch Vereinbarung mit dem DGV an.

(3)	 Im Übrigen gelten die Regelungen der Ziff. 3. Abs. 2 und 4 entsprechend.

5.
Regionale Mitglieder (Landesgolfverbände)

(1)	 Landesgolfverbände sind jeweils organisatorisch auf ein oder mehrere 
Bundesländer beschränkte Golfverbände oder entsprechende Zusammen-
schlüsse von Golfverbänden zu einem mehrere Bundesländer umfassenden 
Golfverband. Der DGV nimmt nur einen Landesgolfverband, bezogen auf das 
jeweilige Verbandsgebiet, auf.

(2)	 Die regionale Mitgliedschaft setzt eine Vereinssatzung mit regionalen Ver-
bandsaufgaben und die Erfüllung der Voraussetzungen analog Ziff. 3. Abs. 2 
und 2. Abs. 1 Satz 2 voraus. Aus dem Namen muss die Funktion als LGV unter 
Bezeichnung des Verbandsgebiets hervorgehen.
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6.
Außerordentliche Mitglieder

Außerordentliches Mitglied können natürliche oder juristische Personen und Perso-
nengesellschaften sein, die den Golfsport fördern. Hierzu gehören auch solche, die 
vom Verband anerkannte, übergeordnete und überregionale Interessen im Golfsport 
unter Wahrung der Interessen des Verbandes vertreten (sog. assoziierte Mitglieder).

7.
DGV-Mitglieder mit Nutzungsrechten am selben Golfplatz

(1)	 Die ordentliche Mitgliedschaft mehrerer Mitglieder mit Rechten an dem-
selben Golfplatz ist nur möglich, wenn, unabhängig von der tatsächlichen 
Nutzung des Golfplatzes, bei rechnerischer Betrachtung auf jedes Mitglied 
mindestens neun Löcher entfallen.

(2)	 Neben einem bereits vorhandenen ordentlichen Mitglied bedarf ein Mit-
gliedschaftsbewerber mit Rechten an demselben Golfplatz für die Aufnah-
me als ordentliches Mitglied der schriftlichen Zustimmung des ordentlichen 
Mitglieds. Dabei hat das zustimmende DGV-Mitglied auch zu erklären, dass 
Kenntnis der Stimmrechtsregelung gemäß § 17 Abs. 4 DGV-Satzung und der 
Regelung zum DGV-Ausweis gemäß Ziff. 16. Abs. 5 besteht.

(3)	 Haben zwei oder mehr ordentliche Mitglieder bzw. Mitgliedschaftsbewerber 
Rechte an demselben Golfplatz, müssen sie einvernehmlich entscheiden und 
gegenüber dem DGV schriftlich erklären, wer von ihnen die Rechte aus dem 
DGV-Vorgabensystem, zur Ausgabe von DGV-Ausweisen, zur Teilnahme an 
den Deutschen Meisterschaften und an den Förderprogrammen des DGV 
für den Golfsport ausüben wird. Sie können die Rechte auch nebeneinander 
ausüben. Die einmal getroffene Entscheidung kann durch einvernehmliche 
gemeinsame Erklärung geändert werden.

(4)	 Bestand an einem Golfplatz in der Vergangenheit ein Nutzungsrecht eines 
DGV-Mitglieds oder bestehen Zweifel über die wirksame Beendigung eines 
Nutzungsrechts eines DGV-Mitglieds, sind folgende Erklärungen abzugeben: 
Im Falle der Beendigung des Nutzungsrechts durch Ablauf der vertraglichen 
Nutzungsdauer ist vom Mitgliedschaftsbewerber zu erklären, dass das Nut-
zungsrecht entsprechend der vertraglichen Laufzeit beendet ist und kein 
neues Nutzungsrecht mit dem vormaligen Vertragspartner bzw. einem Dritten 
begründet wurde. Im Falle einer sonstigen Beendigung (insbesondere Kün-
digung) eines Nutzungsvertrages, z. B. durch den Mitgliedschaftsbewerber, 
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ist die Erklärung des bisherigen DGV-Mitglieds vorzulegen, nach der die Be-
endigung anerkannt wird. Wird eine solche Erklärung nicht abgegeben, wird 
sie durch ein rechtskräftiges Urteil zur Wirksamkeit der Beendigung in der 
Hauptsache ersetzt.

8.
Beendigung der Mitgliedschaft

(1)	 Austrittserklärungen sind spätestens drei Monate vor Beendigung des Ge-
schäftsjahres schriftlich der Verbandsgeschäftsstelle einzureichen, andern-
falls bleibt die Mitgliedschaft für das folgende Geschäftsjahr bestehen.

(2)	 Bei Verstößen gegen die Satzung, gegen Verbandsordnungen, die Bestand-
teil der Satzung sind, oder gegen den Zweck des Verbandes durch das Mit-
glied oder dessen Vereinsmitglieder bzw. angeschlossene Personen kann 
das Präsidium das betroffene Mitglied ausschließen oder die Mitgliedschaft 
streichen. Näheres regelt § 27 der Satzung.

(3)	 Endet die Mitgliedschaft in einem dem Verband angehörenden LGV durch 
Kündigung bzw. Austritt durch das Mitglied, so endet, wenn nicht ein zu-
lässiger unmittelbarer Wechsel des LGV erfolgt, auch dessen ordentliche 
Mitgliedschaft im Verband. Dasselbe gilt, wenn ein LGV ein Mitglied wegen 
Nichtzahlung des Verbandsbeitrages oder wegen Verstoßes im Zusammen-
hang mit der Zurverfügungstellung des Golfplatzes für Verbandswettspiele 
ausschließt. Dann scheidet das Mitglied aus dem Verband mit Ablauf des Ge-
schäftsjahres aus, in dem die Entscheidung des LGV unanfechtbar geworden 
ist.

(4)	 Endet die Mitgliedschaft durch Tod des Mitglieds, kann der Vorstand zur 
Aufrechterhaltung des Spielbetriebs auf dem betroffenen Golfplatz die Aus-
übung von Mitgliedschaftsrechten für einen Übergangszeitraum von höchs-
tens zwölf Monaten ab Kenntnis des DGV vom Versterben gestatten.

(5)	 Der Vorstand ist ermächtigt, die Mitgliedschaft im Einvernehmen mit dem 
Mitglied auch unterjährig zu beenden.

(6)	 In den Fällen der Ziff. 3. Abs. 3 und Ziff. 4. Abs. 2 endet die Mitgliedschaft im 
DGV mit Eintritt des dort genannten Ereignisses.
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III. Rechte und Pflichten der Mitglieder

Neben den sich aus der Satzung und sonstigen Verbandsordnungen ergebenden 
Rechten und Pflichten gilt:

9.
Zurverfügungstellung des Golfplatzes

Ordentliche Mitglieder mit Spielbetrieb sind verpflichtet, den eigenen oder vertrag-
lich genutzten Golfplatz dem Verband sowie dem zuständigen LGV für deren Wett-
spiele auf Aufforderung in zumutbarem Maße zur Verfügung zu stellen. Als zumutbar 
gilt regelmäßig die einmalige Zurverfügungstellung pro Spielsaison jeweils für den 
DGV und den LGV. Im Einzelfall (insbesondere bei der Teilnahme eines DGV-Mitglieds/
LGV-Mitglieds mit einer größeren Zahl von Mannschaften an den Mannschaftsmeis-
terschaften) können jeweils DGV und/oder LGV die zweimalige Zurverfügungstellung 
verlangen. Über die Zurverfügungstellung eines Golfplatzes in einer Spielsaison ent-
scheidet, soweit der DGV betroffen ist, der Vorstand des DGV, soweit ein LGV be-
troffen ist, der LGV-Vorstand. Die Aufforderung hat spätestens zum 31. Oktober des 
Vorjahres gegenüber dem DGV-Mitglied in schriftlicher Form zu erfolgen. Das DGV-
Mitglied kann innerhalb einer Ausschlussfrist von vier Wochen nach Zugang der Auf-
forderung gegenüber dem DGV-Vorstand/LGV-Vorstand geltend machen, dass die 
Zurverfügungstellung im Einzelfall unzumutbar ist (Nachweis einer über das übliche 
Maß hinausgehenden besonderen Härte). DGV-Vorstand/LGV-Vorstand entscheiden 
endgültig. Eine darüber hinausgehende Pflicht zur Zurverfügungstellung des eigenen 
oder vertraglich genutzten Golfplatzes kann sich für Teilnehmer am Mannschafts-
wettspielbetrieb des DGV ergeben. Näheres regelt das Ligastatut.

10.
Spielbetrieb

Ordentliche Mitglieder mit Spielbetrieb sind zur Organisation eines Spielbetriebs so-
wie zur Wahrnehmung der Rechte und Pflichten aus den Golfregeln (einschließlich 
Amateurstatut) und dem DGV-Vorgabensystem verpflichtet und haben dauerhaft eine 
Spielleitung (Spielausschuss) und einen Vorgabenausschuss einzurichten, die die 
ihnen in den Verbandsordnungen zugewiesenen Rechte und Pflichten rechtlich und 
tatsächlich erfüllen können.
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11.
Golfspielerbestandsmeldung

(1)	 Ordentliche Mitglieder mit Spielbetrieb sind verpflichtet, dem DGV jährlich 
bis zum 15. Oktober die Anzahl und Kategorien (nach Vorgaben des DGV, d. h. 
Altersklassen und Geschlecht, Heimatmitglied/Zweitmitglied) ihrer Golfspie-
ler per 30. September zu melden. 

(2)	 Erfolgt die Meldung aus einem vom Mitglied zu vertretenden Grund nicht 
fristgerecht, wird die Lieferung der DGV-Ausweise an das Mitglied bis zur 
Erfüllung der Meldepflicht unterbrochen (befristete Ausweissperre). Darüber 
hinaus ist der DGV zur Ermittlung der Anzahl der Golfspieler berechtigt, die 
im DGV-Intranet hinterlegten Bestandsdaten heranzuziehen oder die Zahl im 
Wege der Schätzung zu ermitteln. Gegen die gewählte Form der Festsetzung 
kann das betroffene Mitglied innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe den 
Nachweis eines geringeren Bestandes an Golfspielern führen, andernfalls ist 
die Anzahl und die darauf basierende Beitragsschuld endgültig, es sei denn, 
es besteht tatsächlich eine höhere Beitragsschuld. Die Pflicht des Mitglieds 
zur Bestandsmeldung bleibt hiervon unberührt.

(3)	 Eine vom Mitglied zu vertretende unrichtige oder unvollständige Bestands-
meldung stellt einen Verstoß gegen diese Aufnahme- und Mitgliedschafts-
richtlinien dar. Für die Richtigkeit der abgegebenen Bestandsmeldung trägt 
das Mitglied die Beweislast.

12.
Nutzung des DGV-Intranets

Ordentliche Mitglieder mit Spielbetrieb sind verpflichtet, sich dem DGV-Intranet an-
zuschließen und es zumindest für den vorgabenwirksamen Spielbetrieb, die Vorga-
benverwaltung und die Bestellung der DGV-Ausweise zu nutzen. Die Nutzung darf 
nur für eigene Zwecke des DGV-Mitglieds erfolgen. Nutzen Dritte das DGV-Intranet 
für Zwecke des DGV-Mitglieds (z. B. im Rahmen eines Geschäftsbesorgungsvertra-
ges), ist das DGV-Mitglied verpflichtet sicherzustellen, dass das DGV-Intranet aus-
schließlich in zulässiger Weise genutzt wird.
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13.
Hinweis auf Verbandsordnungen/Datenschutz

Ordentliche Mitglieder mit Spielbetrieb sind verpflichtet, ihren Golfspielern die Verbands-
ordnungen des DGV zugänglich zu machen und sie über die erforderliche Übermittlung 
der in Ziff. 18 genannten personenbezogenen Daten an den DGV zu informieren. Dies 
umfasst auch eine Darstellung der mit der Übermittlung zu erfüllenden Zwecke sowie 
den ausdrücklichen Hinweis auf die Geltung dieser Aufnahme- und Mitgliedschafts-
richtlinien als Bestandteil der Vereinssatzung oder der Spielrechtsverträge.

14.
Aufgaben der LGV in Aufnahmeverfahren

Im Aufnahmeverfahren zur Begründung einer ordentlichen Mitgliedschaft mit 
Spielbetrieb im DGV prüft der zuständige LGV nach sachgemäßem Ermessen, ob 
der Mitgliedschaftsbewerber über einen eigenen Golfplatz verfügt oder ob im Falle 
eines Nutzungsrechts an einem Golfplatz (mit Übungseinrichtungen) nach den tat-
sächlichen Verhältnissen ein Spielbetrieb möglich ist. Der LGV prüft ferner, ob der 
Golfplatz bespielbar oder alsbald bespielbar im Sinne der Ziff. 3 Abs. 3 ist, dem DGV-
Vorgabensystem entspricht und die ordnungsgemäße Ausrichtung von Wettspielen 
ermöglicht. Er teilt das Ergebnis dem DGV als „Stellungnahme“ mit. Im Übrigen erfolgt 
die Prüfung der Mitgliedschaftsvoraussetzungen durch den DGV. Über die Aufnahme 
in DGV und LGV sowie die Antragsablehnung informieren DGV und LGV den Antrag-
steller getrennt. Der DGV und die LGV geben ihre gegenüber dem Antragsteller abge-
gebenen schriftlichen Erklärungen wechselseitig zur Kenntnis.

15.
Stimmrecht auf dem Verbandstag

(1)	 Die Anzahl der den ordentlichen Mitgliedern und regionalen Mitgliedern 
zukommenden Stimmen regelt § 17 Abs. 4 DGV-Satzung. Ergänzend gilt zur 
Feststellung der Stimmenanzahl ordentlicher Mitglieder folgende Regelung:

	 Mit der Aufnahme als ordentliches Mitglied stellt der DGV gegenüber dem 
Mitglied die Anzahl der auf das Mitglied entfallenden Stimmen (eine oder zwei 
Stimmen) fest. Mitglieder, die am 18. August 2003 bereits ordentliches Mit-
glied des DGV waren, haben zwei Stimmen. Ändert sich die Stimmenanzahl 
eines DGV-Mitglieds auf Grund einer Änderung der rechtlichen Verhältnisse 
(z. B. Aufnahme eines weiteren ordentlichen Mitglieds mit Rechten an dem-
selben Golfplatz), so findet die geänderte Stimmenanzahl für einen Verbands-
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tag nur dann Berücksichtigung, wenn sie dem DGV spätestens vier Wochen 
vor dem Verbandstag nachgewiesen ist. Solange zwischen den Beteiligten 
über die Beurteilung der rechtlichen Verhältnisse kein Einvernehmen besteht 
oder dieses nicht durch eine rechtskräftige Gerichtsentscheidung ersetzt 
worden ist, verbleibt es bei der bisherigen Verteilung des Stimmrechts.

(2)	 Da die Vereinigung clubfreier Golfspieler ohne Nutzungsrecht an einem Golf-
platz ist, kommt ihr in sinngemäßer Anwendung von § 17 Abs. 4 Satz 2 DGV-
Satzung eine Stimme zu.

16.
DGV-Ausweis

(1)	 Zur Ausgabe des DGV-Ausweises sind ausschließlich ordentliche Mitglieder 
mit Spielbetrieb berechtigt. Soweit vom DGV-Mitglied an seine Golfspieler 
ein Ausweis ausgegeben wird, ist der DGV-Ausweis auszuhändigen. Dane-
ben darf kein eigener oder sonst vergleichbare(r) Ausweis/Karte ausgege-
ben werden. Bei Ausgabe des DGV-Ausweises sind die Golfspieler vom DGV-
Mitglied darauf hinzuweisen, dass der DGV-Ausweis die Mitgliedschaft im 
Verein bzw. die vertragliche oder gesellschaftsrechtliche Bindung belegt und 
nicht dazu berechtigt, auf anderen Golfplätzen ein Spielrecht gegen Green-
fee einzufordern.

(2)	 An Golfspieler, die nicht über ein mindestens zwölfmonatiges Nutzungsrecht 
an einem Golfplatz verfügen, darf der DGV-Ausweis nicht ausgegeben wer-
den. Dies gilt nicht, soweit der DGV-Ausweis vom DGV-Mitglied an den be-
troffenen Golfspieler erstmalig ausgegeben wird.

(3)	 Die Ausgabe der DGV-Ausweise durch den DGV erfolgt nur dann, wenn das 
DGV-Mitglied im Zusammenhang mit seinen Bestellungen nachstehende Er-
klärung abgibt:

	 „Hiermit versichere ich, dass ich als gesetzlicher oder bevollmächtigter 
Vertreter des Ausweis bestellenden DGV-Mitglieds berechtigt bin, für das 
DGV-Mitglied die angeforderten DGV-Ausweise zu bestellen. Gleichzeitig 
bestätige ich, dass mir die Regelungen zur Ausgabe von DGV-Ausweisen 
in Ziff. 16. der Aufnahme- und Mitgliedschaftsrichtlinien (AMR) in der aktu-
ellen gültigen Fassung bekannt sind. Ich erkläre hiermit ausdrücklich, dass 
die Bestellung und Ausgabe der DGV-Ausweise unter Beachtung von Ziff. 
16. der AMR erfolgt. Mir ist bekannt, dass ein Verstoß gegen die AMR die 
in § 27 der DGV-Satzung enthaltenen Sanktionen nach sich ziehen kann. 
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Vom Inhalt der Bestimmungen kann ich mir jederzeit durch Einsichtnahme 
der mir zugänglichen Loseblattsammlung „Verbandsordnungen“ oder unter 
www.golf.de Kenntnis verschaffen.“

(4)	 DGV-Mitglieder sind verpflichtet, bei jedem eigenen oder im Auftrag durch 
Dritte erfolgenden Angebot von Mitgliedschaften oder Spielrechten und im 
Rahmen eigener oder durch Dritte erfolgender Werbung in geeigneter Weise 
sicherzustellen, dass in unmittelbarem Zusammenhang stets der Name des 
DGV-Mitglieds, das den DGV-Ausweis für die Mitgliedschaft bzw. das Spiel-
recht ausgibt, genannt wird.

(5)	 Je neun Löcher des eigenen oder vertraglich genutzten Golfplatzes, auf Grund 
dessen die Mitgliedschaft im Verband besteht, werden dem DGV-Mitglied für 
die ihm angeschlossenen Golfspieler mit einem mindestens zwölfmonatigen 
Nutzungsrecht, die am 1. Januar eines Kalenderjahres 18 Jahre und älter wa-
ren, vom DGV höchstens 700 DGV-Ausweise zur Verfügung gestellt. Bei Nut-
zung eines Golfplatzes durch mehrere DGV-Mitglieder gilt diese Begrenzung 
für die nutzenden DGV-Mitglieder insgesamt. In Einzelfällen ist der Vorstand 
des DGV berechtigt, von der Höchstzahl der DGV-Ausweise abzuweichen, 
sofern dies beantragt und der Antrag mit der tatsächlichen Nutzung des Golf-
platzes begründet und bewiesen wird.

(6)	 Die Form, grafische Gestaltung, technische Ausstattung und den Inhalt 
(elektronisch gespeicherte Daten) des DGV-Ausweises legt der DGV fest. 
Auf Wunsch und nach Abschluss einer gesonderten Vereinbarung mit dem 
jeweiligen DGV-Mitglied, deren Inhalt der DGV festlegt, stellt der DGV eine 
Kennzeichnung des Ausweises zur Verfügung, die auf eine regionale Mitglie-
derstruktur des DGV-Mitglieds und/oder ein volles Spielrecht der ihm ange-
hörigen Golfspieler hinweist (freiwillige Ausweiskennzeichnung).

(7)	 Werden Umstände bekannt, aus denen sich ein möglicher Verstoß gegen die 
vorstehenden Regelungen zur Ausgabe des DGV-Ausweises ergibt, so wird 
das DGV-Mitglied mit einer Frist von maximal 14 Tagen zur Stellungnahme 
aufgefordert. Verstreicht diese Frist ohne Rückäußerung oder wird von dem 
DGV-Mitglied nicht durch Vorlage geeigneter Beweise dargelegt, dass die 
Ausgabe der DGV-Ausweise nach den vorstehenden Regelungen erfolgt, 
wird die Lieferung der DGV-Ausweise an das DGV-Mitglied unterbrochen 
(befristete oder dauernde Ausweissperre). Die Aufhebung einer befristeten 
Ausweissperre kann der DGV mit anderen Ordnungsmaßnahmen nach § 27 
Abs. 1 seiner Satzung verbinden.
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(8)	 Der Ausweis der Vereinigung clubfreier Golfspieler im DGV e. V. wird in elek-
tronischer Form und durch Aufdruck mit „VcG“ gekennzeichnet.

(9)	 Regionale und außerordentliche Mitglieder erhalten nicht den DGV-Ausweis.

17.
Verwendung des DGV-Logos zum Beleg der Mitgliedschaft

DGV-Mitglieder sind berechtigt, durch Verwendung des vom DGV zur Verfügung 
gestellten Logos auf ihre Mitgliedschaft im DGV hinzuweisen. Eine Verwendung für 
eigene oder wirtschaftliche Zwecke Dritter ist nicht gestattet. Eine Weitergabe des 
Logos an Dritte ist unzulässig.

18.
DGV-Intranet

(1)	 Am DGV-Intranet nehmen nur ordentliche Mitglieder mit Spielbetrieb und 
regionale Mitglieder teil. Der DGV kann assoziierten Mitgliedern das Recht 
einräumen, die Vorgaben der dem assoziierten Mitglied angeschlossenen 
Golfspieler über das DGV-Intranet abzurufen. Die Teilnahme am DGV-Intranet 
erfolgt nach Freischaltung durch den DGV. Voraussetzung für die Freischal-
tung ist die Anerkennung und Umsetzung der in diesen Bedingungen nieder-
gelegten Regelungen für die Teilnahme am DGV-Intranet.

(2)	 Der DGV verarbeitet auf dem Intranet-Datenbank-Server die folgenden Daten 
der den DGV-Mitgliedern angehörigen Golfspieler für die folgenden Zwecke:

a.	 zur Ausgabe des DGV-Ausweises Mitgliedsnummer, Name, Vorname, Titel, 
Funktion im Club, Spielrecht und Stammvorgabe des Golfspielers sowie 
das Länderkennzeichen, Geburtsdatum, Altersklasse, Geschlecht, Jahr der 
Ausgabe des Ausweises, Datum der Gültigkeit des Ausweises, Datum der 
Bestellung des Ausweises sowie das Datum der Stammvorgabe,

b.	 zur Vergabe einer eindeutigen Spieleridentifikationsnummer Name, Vorna-
me, Geschlecht, Geburtsdatum, Postleitzahl und Clubnummer der Golfspie-
ler,

c.	 zur Analyse der Einzugsgebiete von Golfplätzen die Länderkennzeichen und 
die Postleitzahlen der Wohnorte der Golfspieler,
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d.	 zur Weiterleitung an den Heimatclub, zur Ermittlung von Ranglisten und für 
statistische Auswertungen durch den DGV und die LGV die Wettspielergeb-
nisse der Golfspieler,

e.	 zur Darstellung der Wettspielergebnisse auf www.golf.de Name, Vorname, 
Titel, Geschlecht, Name des Heimatclubs, Wettspielergebnisse und Vorga-
bendaten (sofern der Veröffentlichung nicht vom betroffenen Golfspieler 
widersprochen wurde),

f.	 zur Erstellung von Melde- und Startlisten von Golfturnieren zur Veröffentli-
chung auf www.golf.de DGV-Nummer, Name des Heimatclubs, Mitglieds-
nummer, Spieleridentifikationsnummer, Name, Vorname, Titel, Stamm-
vorgabe, Turnier, Startzeit, Spielergruppe und Abschlag. Der Zugang zur 
Meldeliste ist beschränkt auf die zum Turnier angemeldeten Personen; der 
Zugang zu Startlisten ist beschränkt auf die Personen einer Spielergruppe,

g.	 zur Darstellung von Melde-, Start- und Handicaplisten sowie Wettspieler-
gebnissen Weitergabe der in vorstehenden Buchstaben (e. und f.) genann-
ten Daten an den Betreiber des Internetportals www.mygolf.de (sofern der 
Veröffentlichung nicht vom betroffenen Golfspieler widersprochen wurde). 
Der Zugang zu Handicaplisten ist beschränkt auf Personen mit identischem 
Heimatclub; der Zugang zu Meldelisten ist beschränkt auf die zum Turnier 
angemeldeten Personen; der Zugang zu Startlisten ist beschränkt auf die 
Personen einer Spielergruppe,

h.	 zur Weitergabe anlässlich von Gastspielerabfragen ausländischer Golf-
clubs, die einem EGA-Mitglied angehören (nur innerhalb der EU bzw. in 
Ländern mit von der EU anerkanntem angemessenem Datenschutzniveau) 
Vorname, Name, Titel, Geschlecht, Geburtsdatum, Name des Heimatclubs, 
DGV-Nummer, Mitgliedsnummer, Stammvorgabe (inkl. Datum) sowie die 
Spieleridentifikationsnummer. Bei Gastspielerabfragen von DGV-Mitglie-
dern wird darüber hinaus die Altersklasse, die Funktion im Club, eine gege-
benenfalls bestehende Vorgabensperre, das Spielrecht im Club sowie das 
Ablaufdatum des DGV-Ausweises weitergegeben,

i.	 zur Veröffentlichung im Internet unter www.golf.de/dgv die Vornamen, 
Namen, Titel, Funktionen und E-Mail-Adressen der Funktionsträger. Über-
mittelt das DGV-Mitglied über den Kreis der Funktionsträger des DGV-Mit-
glieds hinausgehende personenbezogene Daten an das DGV-Intranet, so 
hat es dafür Sorge zu tragen, dass dafür eine schriftliche Einwilligung des 
Betroffenen vorliegt.
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(3)	 Das angeschlossene DGV-Mitglied ist verpflichtet, das DGV-Intranet sach-
gerecht zu nutzen und die zur Einhaltung des Datenschutzes notwendigen 
technischen und organisatorischen Schutzmaßnahmen zu treffen. Es ist ins-
besondere verpflichtet, die Zugriffsmöglichkeit auf den Intranet-Datenbank-
Server nicht missbräuchlich zu nutzen, missbräuchliche Nutzung unmittelbar 
zu unterbinden und rechtswidrige Handlungen zu unterlassen, anerkannten 
Grundsätzen der Datensicherheit Rechnung zu tragen, insbesondere das 
Passwort geheim zu halten bzw. unverzüglich die Änderung zu veranlassen, 
falls die Vermutung besteht, dass Nichtberechtigte davon Kenntnis erlangt 
haben. Verstößt das DGV-Mitglied gegen die vorgenannten Pflichten bzw. 
eine einzelne Pflicht, ist der DGV sofort und in den übrigen Fällen nach er-
folgloser Abmahnung berechtigt, den Zugang zum DGV-Intranet befristet zu 
sperren. Die Frist darf je Verstoß zwölf Monate nicht überschreiten.

(4)	 Der DGV kann die Leistungen des DGV-Intranets – im Rahmen der unten stehen-
den Zweckbestimmung und sofern datenschutzrechtlich zulässig – erweitern, 
ändern oder Verbesserungen vornehmen. Dazu ist er nur dann und insoweit 
berechtigt, als eine solche Änderung technisch üblich bzw. unter Berücksichti-
gung der Interessen des DGV-Mitglieds zumutbar ist, z. B. wenn dies auf Grund 
von Änderungen/Ergänzungen der Regularien des DGV notwendig erscheint.

IV. Mitteilungen, Inkrafttreten

19. 
Mitteilungen

Änderungen dieser Aufnahme- und Mitgliedschaftsrichtlinien werden gemäß § 28 
Abs. 3 in Verbindung mit § 29 der Satzung mitgeteilt.

20.
Inkrafttreten

Diese Aufnahme- und Mitgliedschaftsrichtlinien ergehen nach § 28 der Satzung des 
DGV als Verbandsordnung gemäß den Beschlüssen des Präsidiums mit Zustimmung 
des Länderrates und treten mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. Verstöße 
können Sanktionen des DGV entsprechend seiner Satzung zur Folge haben.

Wiesbaden, den 28.11.2013






